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Überparteiliche Allianz «NEIN zur schädlichen Juso-Initiative»  
c/o FDP.Die Liberalen Schweiz, Neuengasse 20, 3011 Bern 

Die Schweiz hat die Umverteilung und 
die Klimapolitik bereits bestens im Griff 
 
Die Schweiz gehört – neben Norwegen und Spanien – zu den wenigen OECD-Ländern, die 
sowohl eine Vermögens- wie auch eine Erbschafts- und Schenkungssteuer erheben; Auch 
letztere liegt derzeit in der Zuständigkeit der Kantone. 
 
Zudem ist das Schweizer Steuersystem progressiv ausgestaltet. Das bedeutet: 
Steuerpflichtige mit hohem Einkommen tragen nicht nur proportional, sondern 
überproportional zur Finanzierung des Gemeinwesens bei. Konkret: 

- Die einkommensstärksten 5 % der Steuerpflichtigen leisten zwischen 65 % und 
69 % des Aufkommens aus der direkten Bundessteuer auf natürliche Personen1. 

- Dieselben 5 % kommen für rund 90 % des gesamten Ertrags aus der 
Vermögenssteuer auf2. 
 

Die Initianten der Juso-Initiative fordern, dass «die Ultrareichen» für die Bekämpfung der 
Klimakrise zahlen sollen. In Wahrheit tragen sie jedoch bereits heute einen erheblichen Teil 
zur Finanzierung der öffentlichen Haushalte bei – und damit auch zur Umsetzung der 
Klimapolitik des Bundes. 
 
Eine aktive und wirksame Klimapolitik 
 
Bund und Kantone betreiben bereits heute eine aktive Klimapolitik mit messbaren Erfolgen. 
Seit den frühen 2000er-Jahren konnte die Schweiz ihre Umweltbelastung um mehr als 
einen Viertel reduzieren3. Ermöglicht wurde dies durch eine Vielzahl gesetzlicher 
Massnahmen und Instrumente, die ökologische Verantwortung einfordern und mehrheitlich 
auf dem Verursacherprinzip beruhen. Besonders hervorzuheben sind: 

- Die Revision des Klima- und Innovationsgesetzes, das die Schweiz verpflichtet, ihre 
Umweltbelastung bis 2050 substanziell zu senken und das Pariser Abkommen 
umzusetzen; 

- Das neue Bundesgesetz über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren 
Energien, das den Ausbau klimafreundlicher Energiequellen stärkt; 

- Die Überarbeitung des Umweltschutzgesetzes, ergänzt um konkrete Massnahmen 
zur Förderung der Kreislaufwirtschaft; 

- Die CO₂-Abgabe der Schweiz, eine der höchsten weltweit.  
 
Die Juso-Initiative würde das Verursacherprinzip untergraben, da sie nicht an das 
tatsächliche Emissionsverhalten anknüpft: Vermögende müssten die Steuer unabhängig von 
ihrer individuellen CO₂-Bilanz entrichten4. 
 
  

 
1 BBl 2024 3216 - Botschaft zur Volksinitiative «F... | Fedlex, Seite 26  
2 Die Reichensteuer der Schweiz - Avenir Suisse 
3 Wirtschaft und Konsum: Das Wichtigste in Kürze 
4 BBl 2024 3216 - Botschaft zur Volksinitiative «F... | Fedlex, Seite 26 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2024/3216/de
https://www.avenir-suisse.ch/die-reichensteuer-der-schweiz/
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/wirtschaft-konsum/inkuerze.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2024/3216/de


 
 

 
 

Überparteiliche Allianz «NEIN zur schädlichen Juso-Initiative» 
c/o FDP.Die Liberalen Schweiz, Neuengasse 20, 3011 Bern  

Innovationskraft der Unternehmen erhalten 
 
Die Schweizer Wirtschaft hat bereits vor der Juso-Initiative substanzielle Fortschritte bei der 
Dekarbonisierung gemacht. Seit 1990 hat die Schweiz ihre industrielle Wertschöpfung mehr 
als verdoppelt und gleichzeitig ihre Treibhausgasemissionen nahezu halbiert. 
 
Familienunternehmen, die eine gewisse Grösse erreicht haben, investieren gezielt in 
Forschung und Entwicklung und leisten mit innovativen Lösungen konkrete Beiträge zur 
Steigerung der Energieeffizienz und zum Übergang zu erneuerbaren Energien. Die von der 
Initiative vorgesehene konfiskatorische Besteuerung würde diesen Unternehmen genau jene 
finanziellen Mittel entziehen, die sie heute für nachhaltige Investitionen einsetzen. Eine 
staatliche Umverteilung dieser Mittel wäre mit erheblichen Effizienzverlusten und 
Mitnahmeeffekten verbunden – ohne dass das Klima davon profitieren würde. Hinzu käme, 
dass unternehmerische Abwanderungen ins Ausland kaum zu verhindern wären – mit 
entsprechend negativen Folgen für die erwarteten Steuereinnahmen. 
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